
„Wir brauchen in Deutschland end-
lich ein kollektives Klagerecht“, so
der Thüringer Verbraucherschutzmi-
nister Dieter Lauinger angesichts der
weiterhin großen Verunsicherung der
Betroffenen des Dieselskandals.
Doch während europaweit der kollek-
tive Rechtsschutz gestärkt wird,
bleibt die Bundesregierung untätig
und bringt nach wie vor keinen Ge-
setzentwurf zur kollektiven Rechts-
durchsetzung auf den Weg. 

„Nach jetziger Rechtslage müssen
sie sich jeweils einzeln gegen die Me-
thoden der Autokonzerne wehren,
wenn sie sich nicht auf Geschäftsmo-
delle privater Anwaltskanzleien ein-
lassen möchten. Ein kollektives Kla-
gerecht würde ihnen sehr helfen.“ 

Auf dem sechsten Thüringer Kin-
dergipfel in Weimar, dessen Motto in
diesem Jahr lautete „Kinder reden –
Erwachsene hören zu“, haben drei
Tage lang rund 100 Kinder im Alter
von zehn bis 16 Jahren über Thürin-
gens Zukunft diskutiert. Am 16. Sep-
tember, dem Abschlusstag, überga-
ben sie einen Zukunftsvertrag an den
Thüringer Bildungsminister Helmut
Holter (LINKE). Darin erläutern sie,
wie sie sich ein zukunftsfähiges Thü-
ringen vorstellen. Die Kinder fordern
unter anderem, dass sie auf Landes-
ebene schon ab 16 Jahren und auf
Bundesebene ab 17 Jahren wählen
dürfen. Weitere Themen waren Um-
weltschutz, modernere Unterrichts-
materialien in Thüringer Schulen und
mehr Tierschutz.                                    

Auf die Elektrifizierung der Mit-
te-Deutschland-Verbindung Wei-
mar-Gera-Gößnitz - ihre Finanzie-
rung und den Zeitplan - haben sich
am 13. September Ministerpräsi-
dent Bodo Ramelow und Bundes-
verkehrsminister Alexander Dob-
rindt verständigt. Ramelow sagte,
dass sich Thüringen damit zu ei-
nem „Bahnknoten der Superlative“
entwickele.

Dr. Gudrun Lukin, Sprecherin für
Verkehrspolitik der Linksfraktion,
wies darauf hin, dass Thüringen
vorausschauend im Haushalt not-
wendige Mittel in Millionenhöhe
für Vorbereitungsmaßnahmen zur
Verfügung gestellt habe. „Das Pro-
jekt schafft die Voraussetzungen
für möglichen Fernverkehr auf der
Mitte-Deutschland-Verbindung, ei-
ne wesentlich bessere Anbindung
Jenas an die Städtekette in Rich-
tung Erfurt/Gera und ist zudem
ein wichtiger Beitrag für den Kli-
maschutz.“ Langfristig könne sich
auch der Bahnhof Jena-Göschwitz
zu einer wichtigen Umsteigerelati-
on entwickeln. 

„Nun geht es auch darum, weite-
re Strecken, wie Gotha-Leinefelde,
in ein vordringliches Elektrifizie-
rungsprogramm aufzunehmen. Es
stünde der zukünftigen Bundesre-
gierung gut zu Gesicht, wenn sich
Bund und Bahn auf ein großflächi-
ges Elektrifizierungsprogramm
verständigen könnten. Das gilt
auch für die verstärkte Förderung
von Straßenbahnen und E-Bussen
in Kommunen. Sie sind der Schlüs-
sel für eine zukunftsfähige Ver-
kehrsinfrastruktur“, sagte Gudrun
Lukin.

Landtagssitzungen:
Die nächsten planmäßigen Ple-

narsitzungen des Thüringer Land-
tags finden statt (jeweils Mittwoch
bis Freitag) in der Zeit vom 27. bis
29. September und vom 1. bis 3.
November sowie von Dienstag,
den 12., bis Freitag, den 15. De-
zember. 

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner der Sitzungen bitte rechtzeitig
in der Geschäftsstelle der Links-
fraktion melden (Tel. 0361
3772295).

Über die Aktivitäten der Links-
fraktion immer auf dem Laufenden
im Internet unter: 

www.die-linke-thl.de     

Zu einem Fachtag zum Thema „Art-
gerechte Tierhaltung“ lädt die Frakti-
on DIE LINKE am Dienstag, den 17.
Oktober, in der Zeit von 11 bis 16.30
Uhr in den Thüringer Landtag ein
(Raum F 201). Dazu die agrarpoliti-
sche Sprecherin der Fraktion, Dr. Jo-
hanna Scheringer-Wright: „Wir möch-
ten mit diesem Fachgespräch Mög-
lichkeiten alternativer Tierhaltung
vorstellen lassen und diese zur Dis-
kussion stellen. Dazu haben wir kom-
petente Referenten eingeladen. Die-
se Vorschläge wollen wir mit Thürin-
ger landwirtschaftlichen Akteuren
und Bauern diskutieren. Wir möchten
im Ergebnis dieses Fachgesprächs
Anregungen für unsere politische Ar-
beit sammeln, um uns mit konkreten
Forderungen einzubringen.“
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Tierhaltung Klagerecht Kindergipfel

Elektrifizierung

weise, Veränderungen sind möglich,
wenn es Mehrheiten für eine andere
Politik gibt.“ Bewegt hat die LINKE-Po-
litikerin auch die Aussage einer Teil-
nehmerin, die gleich nach der Wende
arbeitslos geworden war. Erst habe es
geheißen, ihre Kinder seien zu klein,
dann, sie sei zu lange aus dem Arbeits-
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„Und schließlich sagte
man ihr, sie sei zu alt“
Bewegende Aussagen von Teilnehmern des Thüringer Arbeitslosenparlaments

Die Tagung des Thüringer Arbeits-
losenparlaments am 5. September
im Erfurter Landtag, an der 180
Menschen teilgenommen haben - so
viele wie noch nie -, „hat mich stark
beeindruckt“, sagte Ina Leukefeld,
arbeitspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE.

werbslose. Dazu gehört auch die Not-
wendigkeit einer Umverteilung des
Reichtums in der Gesellschaft“, so Ina
Leukefeld.     

Für den Aktiv-Passiv-Transfer

In ihrem ausführlichen Redebeitrag

leben raus. Schließlich sagte man, sie
sei zu alt. Erst jetzt habe sie durch die
öffentliche geförderte Beschäftigung
die Chance bekommen, wieder einer
Arbeit nachgehen zu können. Dafür sei
sie sehr dankbar.

In einer gemeinsamen Erklärung, die
einstimmig verabschiedet wurde, for-
derten die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer eine Erhöhung des Regelsat-
zes bei Hartz IV, die Einführung einer
Kindergrundsicherung in Höhe von
500 Euro, eine realistische Arbeits-
marktstatistik, ein Programm für öf-
fentlich geförderte Beschäftigung
durch den Bund nach dem Thüringer
Beispiel und eine gerechte Steuerpoli-
tik, um das finanzieren zu können.

„Diese Forderungen bestärken die
LINKE in ihrem Bemühen um eine ehr-
liche Politik für Beschäftigte und Er-

hatte Ministerin Heike Werner auf die
vergleichsweise geringe Arbeitslosen-
quote verwiesen, die allerdings erkauft
sei durch Niedriglohn und Leiharbeit.
Die Arbeitsmarktpolitik gehöre zu den
Schwerpunkten der Landesregierung.
Notwendig seien mehr Möglichkeiten
für langzeitarbeitslose Menschen, die
ihnen sinnvolle, längerfristige und exi-
stenzsichernde Arbeit bieten. So enga-
giert sich die Ministerin für den soge-
nannten Aktiv-Passiv-Transfer, mit
dem Arbeit statt Arbeitslosigkeit finan-
ziert wird, indem alle Geldmittel, die
ein Hartz-IV-Empfänger erhält, zusam-
mengefasst werden. 

Leider fehle die Unterstützung durch
die Bundesebene, aber Thüringen habe
damit begonnen und stelle jährlich 7,5
Millionen Euro für entsprechende Pro-
jekte zur Verfügung.                                 

Die Erwerbslosen
hatten den Kandida-
tinnen und Kandida-
ten für den Deutschen
Bundestag aus ver-
schiedenen Parteien,
für die LINKE Anke
Hofmann-Domke, ihre
Fragen gestellt „und
brachten zugleich un-
missverständlich ihre
Meinung ein“, so die
Abgeordnete weiter.

Dabei sei es vor al-
lem um Maßnahmen
zur Verhinderung von
Altersarmut und mehr
Möglichkeiten für öf-
fentlich geförderte Be-
schäftigung gegangen. Auch das The-
ma armutsfeste soziale Grundsiche-
rung ohne Sanktionen habe eine Rolle
gespielt.

Gemeinsame Erklärung
einstimmig verabschiedet

Mit Verweis auf die Ausführungen
von Heike Werner, Ministerin für Arbeit
und Soziales (LINKE), vor dem Arbeits-
losenparlament betonte Ina Leukefeld:
„Die Ministerin hat sehr konkret zu den
bisher erreichten Ergebnissen einer ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik unter Rot-
Rot-Grün in Thüringen gesprochen und
viel Zustimmung gefunden. Die Gäste
von Gewerkschaften und Erwerbslo-
seninitiativen aus anderen Bundeslän-
dern äußerten sich beeindruckt und
machten deutlich, dass Thüringen be-


